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62 Verordnung 


betr. Anderung der Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Geſetzes zur Förderung 
des Wohnungsbaues. 


Vom 2. April 1938. 


Gemäß § 13 des Geſetzes zur Förderung des Wohnungsbaues vom 8. April 1936 (G. Bl. 
S. 165) in der zur Zeit geltenden Faſſung und auf Grund des § 1 Ziffer 68 und des § 2 des Ge⸗ 
ſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die 
Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird 
folgendes verordnet: 
Artikel I 
Hinter § 5 der Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Geſetzes zur Förderung des 
Wohnungsbaues vom 23. September 1936 (G. Bl. S. 372) wird folgender neuer § 5a eingefügt: 
SE 84 
Die Steuervergünſtigungen des $ 6 des Geſetzes vom 8. April 1936 (G. Bl. S. 165) treten 
früheſtens ein für das Rechnungs⸗(Kalender⸗) jahr, in dem die bezugsfertige Herſtellung erfolgt, und 
gelten in dieſem nur für den Zeitraum, in dem der Herſteller des Gebäudes auch Eigentümer des Grund 
und Bodens oder daran nutzungsberechtigt war (Erbbaurecht, langjähriger Pachtvertrag).“ 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 22. April 1936 in Kraft. 
Danzig, den 2. April 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


FE Huth Dr. Hoppenrath 


63 Rechtsverordnung 
über die Anderung von Familiennamen und Vornamen. 
Vom 8. April 1938. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 10 ſowie des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

8 1 5 

Der Familienname eines Danziger Staatsangehörigen oder eines Staatenloſen, der ſeinen Wohn⸗ 
ſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiete der Freien Stadt Danzig hat, kann auf Antrag geändert 
werden. 


§ 2 
(1) Für eine beſchränkt geſchäftsfähige oder geſchäftsunfähige Perſon ſtellt der geſetzliche Vertreter 
den Antrag; ein Vormund oder Pfleger bedarf hierzu der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 4. 1938.) 


120 
(2) Hat der beſchränkt Geſchäftsfähige das 16. Lebensjahr vollendet, jo hat ihn das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht über den Antrag zu hören. 
i 9 3 
(1) Ein Familienname darf nur geändert werden, wenn ein wichtiger Grund die Anderung recht⸗ 
fertig. ' 
(2) Die für die Entſcheidung erheblichen Amſtände ſind von Amts wegen feſtzuſtellen; dabei 
ſollen insbeſondere außer den unmittelbar Beteiligten die zuſtändige Ortspolizeibehörde und ſolche 
Perſonen gehört werden, deren Rechte durch die Namensänderung berührt werden. 


8 4 
Die Anderung des Familiennamens erſtreckt ſich, ſoweit nicht bei der Entſcheidung etwas anderes 
beſtimmt wird, auf die unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kinder der Perſon, deren Name geändert 
wird, und wenn dieſe eine Frau iſt, auf ihre unehelichen minderjährigen Kinder. 


§ 5 
(1) Der Antrag auf Anderung eines Familiennamens ijt ſchriftlich oder zu Protokoll bei der un- 
teren Verwaltungsbehörde zu ſtellen, in deren Bezirk der Antragſteller ſeinen Wohnſitz oder beim 
Fehlen eines Wohnſitzes ſeinen Aufenthalt hat. Hat er im Gebiet der Freien Stadt Danzig weder 
Wohnſitz noch Aufenthalt, ſo iſt der Antrag an den Polizeipräſidenten zu richten. 
(2) Beantragen mehrere Angehörige einer Familie dieſelbe Namensänderung, ſo kann der An⸗ 
trag bei jeder Behörde geſtellt werden, die zur Entgegennahme auch nur eines Antrages zuſtändig iſt. 
(3) Untere Verwaltungsbehörde iſt in den Stadtkreiſen der Polizeipräſident, in den Landkreiſen 
der Landrat. : 
§ 6 


Zur Anderung eines Familiennamens iſt der Senat zuſtändig. 


87 

(1) Sit zweifelhaft, welchen Familiennamen ein Danziger Staatsangehöriger oder ein Staaten⸗ 
loſer, der feinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet der Freien Stadt Danzig hat, zu 
führen berechtigt iſt, ſo kann der Senat dieſen Namen auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts 
wegen mit allgemein verbindlicher Wirkung feſtſtellen. Die Vorſchriften der § 2, § 3 Abſ. 2, SS 4 und 
5 finden entſprechende Anwendung. 

(2) Iſt in einem auf Antrag eines Beteiligten eingeleiteten Verfahren die Entſcheidung von der 
Beurteilung einer familienrechtlichen Vorfrage abhängig, ſo kann der Senat das Verfahren auf An⸗ 
trag oder von Amts wegen ausſetzen und den Antragſteller zur Herbeiführung einer Entſcheidung 
über dieſe Vorfrage auf den Rechtsweg verweiſen. 

(3) Hat ein gerichtliches Verfahren das Recht zur Führung eines Namens zum Gegenſtand, jo ift 
es auf Verlangen des Senats auszuſetzen, bis der Name nach Abſ. 1 feſtgeſtellt iſt. 


§ 8 
(1) Der Senat kann den Antrag auf Anderung oder Feſtſtellung des Familiennamens unter Be⸗ 
ſtimmung einer Friſt zur Geltendmachung von Einwendungen in einer von ihm zu beſtimmenden 
Tageszeitung auf Koſten des Antragſtellers veröffentlichen, ſoweit es zur Verhütung der Beeinträch⸗ 
tigung von Rechten anderer Perſonen erforderlich erſcheint. 
(2) Wird ein Familienname geändert oder feſtgeſtellt, ſo kann der Senat dieſe Anordnung durch 
einmaliges Einrücken in eine von ihm zu beſtimmende Tageszeitung auf Koſten des Betroffenen bekannt⸗ 
machen, wenn es im Einzelfall zweckmäßig erſcheint. 


§ 9 
Die untere Verwaltungsbehörde veranlaßt die Eintragung eines Randvermerks über die Namens⸗ 
änderung oder die Namensfeſtſtellung im Geburtsregiſter und im Heiratsregiſter. Sie benachrichtigt 
die zuſtändige Strafregiſterbehörde und die Ortspolizeibehörde des Wohnſitzes oder Aufenthalts- 
orts der Perſon, deren Name geändert iſt oder deren Name feſtgeſtellt iſt. 


: 8 § 10 ! 
Die §§ 1355, 1577, 1706, 1719, 1736, 1758 und 1772 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſowie die 


Vorſchriften des Erbhofrechts über das Namensrecht, insbeſondere § 27 der Erbhofverordnung vom 
15. Mai 1937 (G. Bl. S. 359), bleiben unberührt. 


— 
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§ 11 


Die SS 1 bis 3, § 5 und $ 9 finden auf die Anderung von Vornamen mit der Maßgabe An⸗ 
wendung, daß die Entſcheidung der unteren Verwaltungsbehörde zufteht; die Beſchwerde geht an den 
Senat. 

8 12 


Der Senat kann Vorſchriften über die Führung von Vornamen erlaſſen und von Amts wegen die 
Anderung von Vornamen, die dieſen Vorſchriften nicht entſprechen, veranlaſſen. 
§ 13 


(1) Die Gebühr für die Anderung oder Feſtſtellung eines Familiennamens beträgt 5 bis 2000,— 
Gulden, die Gebühr für die Anderung eines Vornamens 5 bis 500,— Gulden. Wird der Antrag ab⸗ 
gelehnt oder zurückgenommen, jo wird ½10 bis ½ dieſer Gebühr erhoben. Von der Erhebung der Ge- 
bühr kann abgeſehen werden, wenn es nach Lage des Einzelfalls billig erſcheint, insbeſondere wenn der 
Antragſteller mittellos iſt. 

(2) Zur Zahlung der Gebühr iſt der Antragſteller verpflichtet, neben ihm auch derjenige, zu 
deſſen Gunſten der Antrag geſtellt ift. 

§ 14 z 

Der Senat erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Rechtsverordnung erforderlichen 
Vorſchriften. 

8 15 


Dieſe Rechtsverordnung tritt mit dem 15. April 1938 in Kraft. 
Danzig, den 8. April 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
III 352 Dr. Wiers⸗Keiſer Rettelsky 
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